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Beiblatt ~ Parl.:mentskorresJ2R.l1denz. 28.Juni 1948. 

13eni!tzung des Östcrreiahischen Staat·sal'chivs. 

A~frn6ebeantwortung. 

In einer schriftlichen Antwort auf die Anfrage de~ Abg"W i d 0 0. Y e r 
und Genossen, teilte Bundeskanzler Dr.Ing.F i g 1 mit: 

I. In Östorreichisohen Sto.atsarchiv wurde nach El'lassung des Verbotsgeset~es 
die Erfahrung geoaoht, dass entlassene oder voo Dienst enthobene Baaate in weit 

stä!"kerem Masse die Archiveinriohtungen benützen als sonsti6e Besucher. Sio haben 

sich dabei in den Dienstbetrieb oingecengt und den Ansohein erweckt, dass in ihrer 

Tätigkeit trotz Entlassung oder .Dionstenthebung koine Änderung eingetreten sei. l)a. 

q,ie Entla.ssung oder Dienstenthebung eines Boat.1ton bezwcokt, ihn von Die:t1stbotricb 

fernzuhalton"und da dieserZwook in sichtbarer ~eiso durch das Verha.lten der ehß­
oaligen Beru:lten voreitelt war, i7Urdo oit Erlass des Bundcsko.nzler'D.l:1tes voo 22.8.1946, 

Zl.22978-1/4ö'; die Ge·nel"aldirektion des österreichischen Staatsa.rchivs a.ufgefordert, 
den entlassenen oder VOtl Dienst enthobenen Benoten die Benützung der Archivo zu unter" 

,o.gen. Hinsiohtlich der Abteilung 2 des Österreiohisohen Staatso.rohivs lag übrigens 

eine Weisung q.cr Alliierten KotJJ:lission für Österreioh vor. 'l'rotzde:;1 ka.o es in der 

Folgezeit zu Unzuk60mlichkeiten und es bestand die Gefahr,· dass die entlassenen Qd~r 

von Die'nst enthobenen Bea.t:Iten auch dUrch na.hestchende :Mittelspersonen die getro'fenen 

Ma.ssnohoen uogchen könnten. Daher wurde das Benllt ZUltgsverbot durch die illl der .Anfrage 
erwähnte Verfügung der Genero.ldirektion des Österreichischen StaatsaX'chivs auf d~e 

reeistrierungspflichtigen Personen ausgedehnt, Dass dadurch eine ernstliche :ror.. . . 

sohungsarbeit nicht verhindert werden SOllte,; geht o."It9indeo. Umstand hervor, dass z.B. 
doo Institut für liissenschaft und Kunst, das bei ~ii1or;Verbindung oit der 
Österrcichisch-Russischen Gesellsohaft untcrno~encn Forschungsarbeit "Zur Gesohichte 

R1.1ss1an~s und der Slavischen Völker" entlassene Archivbea.nte beschäftigte, die Be. 
nUtzung. de~ Archivalien durch Entlehnung eroCSglicht i1ur.de. 

11. Un den gloiohraässigcn Zutritt lIU den staatlichen Archiven zu gewährleisten, 

habe ich angeordnet, da.ss die Benützung .'licht äeshalbvcrwebtwerden dürfe, weil 

die Intcr~ssentcn Mitglieder der eheoaligan NSDAP wo.rcn. Gleichzeitig war ich abc!" 

aus den unter I angeführten Gründen genötigt zu verfügen, dass entlassene oder 

ausser Dienst gestellte Arohivbeante nur die deo Publikuc zugewiesenen Räuoc betreten 

und dass streng darauf geaohtet uird t dass der Anschein einer fortgesetzten not­

lichen ·Tätigkeit ausgoschlossen~ird. - , 
Die in der Anfrage der Herren hbgeqrdneten behandelte VerfUgung der Genero.l­

direktion des Österreiohischen Staatsarohivs ist ausscr Wirksankeit gesetzt. 

-.-.-.-.-
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